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Entwicklung des europäischen Einigungsprozesses

1

1. Abschnitt

Das Recht der Europäischen Union

1Behandelt wird im Rahmen dieses Skripts nicht das gesamte Europarecht, sondern „nur“
das Europarecht i.e.S., nämlich das Recht der Europäischen Union auf der Grundlage
des EU- und AEU-Vertrags, auf die sich die Europäische Union nach Art. 1 Abs. 2 S. 1
des Unionsvertrags gründet. Außen vor bleiben damit auch die für die Europäische
Atomgemeinschaft geltenden Sonderregelungen. Ihre Arbeitsweise wird nicht durch
den AEU-Vertrag, sondern durch die Spezialregeln des EA-Vertrags geregelt. Lediglich
im folgenden 1. Abschnitt, der die Entwicklung des europäischen Einigungsprozesses
zum Gegenstand hat, wird über das Europarecht i.e.S. hinausgegangen. Auch auf sons-
tige europäische Organisationen wird nur schlaglichtartig eingegangen, wenn es im Zu-
sammenhang einmal ausnahmsweise sinnvoll erscheint bzw. um den Blick auf das Eu-
roparecht abzurunden.

Der Unionsvertrag wird – wie in den Vorauflagen – im Folgenden mit „EU“ und der Ver-
trag über die Arbeitsweise der Europäischen Union mit „AEU“ zitiert.

Diese Zitierweise lehnt sich an die der europäischen Gerichtsbarkeit nach der Neunum-
merierung der Vertragsbestimmungen durch den Amsterdamer Vertrag (1999) an: Die
Normen des Unionsvertrags hat der Gerichtshof nach Amsterdam nur noch mit dem Zu-
satz „EU“ statt „EUV“, die des EG-Vertrags mit dem Zusatz „EG“ statt „EGV“, des EGKS-Ver-
trags mit dem Zusatz „KS“ statt „EGKSV“, des EAG-Vertrags mit dem Zusatz „EA“ statt
„EAGV“ versehen. Einer Verwechslung mit den „alten Hausnummern“, die weiterhin mit
den überkommenen Zusätzen „EUV“, „EGKSV“, „EAGV“ und „EGV“ zitiert wurden und
werden, sollte damit vorgebeugt werden.

Zu beachten ist im Übrigen die im Europarecht übliche Gliederung von Vorschriften in
Absätze und Unterabsätze, die im Folgenden mit „Abs.“ und „UAbs.“ abgekürzt wer-
den. Ein Spiegelstrich wird im Normenzitat mit „SpStr.“ abgekürzt.

1. Abschnitt: Entwicklung des europäischen Einigungsprozesses
2Unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges setzten Bestrebungen mit dem

Ziel einer engeren Zusammenarbeit der Staaten Europas in internationalen europäi-
schen Organisationen ein. Bereits am 19. September 1946 rief Churchill in einer Rede an-
gesichts der katastrophalen wirtschaftlichen und sozialen Lage Europas zur Erneuerung
der „europäischen Völkerfamilie“ auf und entwickelte die Idee einer Art „Vereinigter
Staaten von Europa“.1 

Den ersten Schritt auf diesem Weg sah Churchill in einem Zusammengehen von Frank-
reich und Deutschland. Bewusst oder unbewusst griff er damit einen wichtigen Grund
für das Scheitern europäischer Einigungsbemühungen in der Zeit zwischen dem Ersten
und Zweiten Weltkrieg auf. Zwar gab es auch damals zahlreiche europäische Einigungs-
ansätze, die meisten scheiterten jedoch an den unüberwindbaren Gegensätzen zwi-
schen Frankreich und Deutschland, die auf den Bedingungen des Versailler Vertrags
und den späteren Krisen in den Kohle- und Stahlregionen beruhten. So waren die Bezie-
hungen zwischen den europäischen Völkern weitgehend immer noch „mehr auf die

1 Vgl. Auszug bei Oppermann/Classen/Nettesheim § 2 Rdnr. 3.
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Niederhaltung der Besiegten als auf eine dauerhafte Aussöhnung der Kriegsgegner“ ge-
richtet.2 Aus diesem Scheitern der europäischen Einigung sollten Lehren gezogen wer-
den; andererseits aber sah man ein dringendes Bedürfnis, insbesondere die Schlüssel-
und gleichzeitig auch Rüstungsindustrien Kohle und Stahl, einer europaweiten Kontrol-
le zu unterwerfen. Zu diesem Zweck entwickelte Jean Monnet, ein Mitarbeiter des fran-
zösischen Außenministers Robert Schuman und später erster Präsident der Hohen Be-
hörde der EGKS, den Plan, statt gegenseitiger Kontrolle diese Schlüsselindustrien in ei-
ner von den Einzelstaaten unabhängigen supranationalen Organisation zusammenzu-
legen und der Kontrolle eines unabhängigen Organs der Gemeinschaft zu unterstellen.3

A. Gründung und Entwicklung der Europäischen Union

I. EGKS und Römische Verträge

3 Auf der Grundlage dieses sog. Monnet- oder Schuman-Plans wurde mit dem Pariser
Vertrag am 18.04.1951 der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl (EGKS) unterzeichnet und damit die sog. Montanunion gegründet.
Der Vertrag trat am 23.07.1952 in Kraft und war gemäß Art. 97 KS auf eine Laufzeit von
50 Jahren befristet. Damit fiel der Montanbereich seit dem 23.07.2002 automatisch in
den Anwendungsbereich des EG-Vertrags.4 An die Stelle der EG ist mittlerweile nach
Art. 1 Abs. 3 S. 3 EUV die Union als Rechtsnachfolgerin getreten.

Als nach Gründung der EGKS der Versuch, die wirtschaftliche Einigung durch eine poli-
tische Zusammenarbeit in einer „Europäischen Politischen Gemeinschaft“ zu ergänzen,
scheiterte, wurden die Einigungsbemühungen wieder auf den wirtschaftlichen Bereich
konzentriert, mit der Idee, dass eine fortschreitende wirtschaftliche Integration „auto-
matisch“ eine politische Integration nach sich ziehen werde (sog. „Spill-over-Effekt“5).
Auf diesem Wege wurde ab 1955 nach der Konferenz von Messina die Gründung von
zwei weiteren europäischen Gemeinschaften, die strukturell der EGKS ähnlich sein soll-
ten, vorbereitet. 

4 Mit den Römischen Verträgen vom 25.03.1957, die am 01.01.1958 in Kraft treten konn-
ten, war das Ziel der Gründung einer „Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft“
(EWG) und einer „Europäischen Atomgemeinschaft“ (EAG) erreicht. Die EWG wurde
nicht auf einen Wirtschaftssektor begrenzt, sondern hatte die Wirtschaftsbeziehungen
zwischen den Mitgliedsländern insgesamt zum Gegenstand. Die EAG sollte eine fried-
liche Nutzung und Kontrolle der Kernenergie, die bei ihrer Gründung als kommende
Schlüsselindustrie gesehen wurde, ermöglichen. 

Schon in einer Ergänzung der Römischen Verträge wurde gleichzeitig ein Abkommen
über gemeinsame Organe der Gemeinschaften abgeschlossen. Dieses beschränkte sich
zunächst auf die Versammlung (heute das Europäische Parlament) und den Gerichtshof.
Durch den Fusionsvertrag vom 01.07.1967 wurden auch die übrigen Organe zusam-

2 Oppermann/Classen/Nettesheim § 1 Rdnr. 12.
3 V. Wilmowsky Jura 1992, 337.
4 Zum Ende der EGKS: Obwexer EuZW 2002, 517.
5 Streinz Rdnr. 20.
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mengeschlossen, sodass für alle drei Gemeinschaften ein Rat und eine Kommission zu-
ständig waren, die aber je nach dem betroffenen Sachgebiet auf der Grundlage der Ein-
zelverträge handelten. 

5Die Entwicklung der wirtschaftlichen Integration durch die Tätigkeit der „Europäischen
Gemeinschaften“ (EG), wie die drei Einzelgemeinschaften seit dem Fusionsvertrag be-
zeichnet wurden, war in der Folgezeit trotz mancher schwerer Krisen nicht aufzuhalten.
Ein weiterer Schritt wurde durch die Einheitliche Europäische Akte (EEA) vom 17./
28.02.1986 getan. Sie trat am 01.07.1987 in Kraft.

6Neben institutionellen Reformen der Gemeinschaftsstruktur durch eine Stärkung der
Stellung des Europäischen Parlaments und die Einführung weiterer Möglichkeiten für
Mehrheitsentscheidungen im Rat, insbes. auf dem Gebiet der Rechtsangleichung, wur-
den durch die EEA die Tätigkeitsbereiche der Gemeinschaften, z.B. auf das Gebiet des
Umweltschutzes, ausgedehnt. Diese Reformen dienten in besonderer Weise der Ver-
wirklichung des durch die EEA in Art. 7 a EWGV (später Art. 14 EG, heute Art. 26 AEU) auf-
genommenen Ziels eines Binnenmarkts, d.h. eines Raums ohne Binnengrenzen, in
dem der freie Waren- und Personenverkehr gewährleistet sind. Als Zieldatum wurde der
31.12.1992 festgelegt, bis zu dem die in einem Weißbuch der Kommission vom
14.06.1985 niedergelegten Maßnahmen zur Vollendung des Binnenmarkts abgeschlos-
sen werden sollten. Auch wenn dieses Ziel nicht im vollen Umfang erreicht wurde, ha-
ben doch die Bemühungen um eine Zielerreichung die wirtschaftliche Integration maß-
geblich gefördert.

7Die gleichzeitig mit der wirtschaftlichen Einigung angestrebte politische Einigung
kam hingegen nur schwer in Gang. Eine Integration, d.h. eine Veränderung der beste-
henden Strukturen zugunsten einer neuen integrierten Einheit, wurde durch die EEA
nicht erreicht. Überwiegend blieb es auch nach 1993 unter dem „Dach der Union“ bei
der Kooperation, d.h. der Intensivierung der Zusammenarbeit unter Beibehaltung der
ursprünglichen Strukturen. Äußeres Zeichen für die politische Zusammenarbeit nach
der EEA war die Institutionalisierung der Europäischen Politischen Zusammenarbeit
(EPZ), die ein Verfahren der regelmäßigen Konsultation und Beratung im Bereich der
Außenpolitik zum Gegenstand hatte.

Nach Art. 1 EEA sollten die EG und die EPZ zu konkreten Fortschritten auf dem Weg zu
einer Europäischen Union beitragen. Zwischenergebnis dieser Bemühungen war die
Begründung der Europäischen Union durch den Maastrichter Vertrag vom 09./
10.02.1992. Der Unionsvertrag trat am 01.11.1993 in Kraft.

II. Europäische Union
8Mit der Begründung der Europäischen Union wurde eine neue europäische Organisati-

on geschaffen, die gemäß Art. 1 Abs. 3 EU (a.F.) als Dachorganisation die vorhandenen
und weiter bestehenden drei Europäischen Gemeinschaften, die in der EPZ instituti-
onalisierte Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und die neu einge-
führte Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres einem einheitlichen in-
stitutionellen Rahmen unterstellte.6 

6 Oppermann/Classen NJW 1993, 5, 7; Akmann JA 1994, 49: Drei Säulen der Union.
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Zentrales Unionsorgan wurde der „Europäische Rat“, der seitdem die für ihre Entwick-
lung erforderlichen Impulse gibt und die allgemeinen politischen Zielvorstellungen da-
für festlegt (vgl. den heute insoweit geltenden Art. 15 Abs. 1 EU). Die übrigen Organe der
Gemeinschaften blieben weiter im Rahmen des jeweiligen Vertrags tätig, nach Art. 5 EU
(a.F.) wurden sie aber gleichzeitig auch Unionsorgane.7 

9 Die Ziele der Union waren nach Art. 2 EU a.F. ausgerichtet auf eine Vertiefung des wirt-
schaftlichen und sozialen Zusammenschlusses der Mitgliedstaaten durch die Gemein-
schaften, auf eine Vertiefung der politischen Zusammenarbeit im Bereich der Außen-
und Sicherheitspolitik mit der Aussicht auf eine mögliche gemeinsame Verteidigungs-
politik und waren schließlich bezogen auf die Einführung der intergouvernementalen
Zusammenarbeit auf den Gebieten der Justiz- und Innenpolitik. Die Zielvorgaben fin-
den sich heute nach Lissabon modifiziert und weiter ausgebaut in Art. 3 EU wieder. 

n Auf der Ebene des Gemeinschaftsrechts wurden zu diesem Zwecke die Verträge um
weitere Tätigkeitsbereiche ergänzt, sodass die Tätigkeit der EWG unter anderem mit
den Bereichen „Kultur und Soziales“ nun weit über den wirtschaftlichen Rahmen hi-
nausging. Die EWG wurde deshalb in „Europäische Gemeinschaft“ (EG) umbenannt. 

Maastricht brachte im Rahmen der Fortentwicklung des EWG-Vertrags vor allem
auch die Entscheidung für die Einführung einer Europäischen Wirtschafts- und
Währungsunion (heute in den Art. 119 ff. AEU geregelt), die 2002 abgeschlossen
werden konnte. 

n Die Außen- und Sicherheitspolitik wurde durch die in der EPZ aufgenommene Zu-
sammenarbeit in diesen Politikbereichen durch die Festlegung gemeinsamer Stand-
punkte und die Durchführung gemeinsamer Aktionen fortgeführt (sog. „Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik“ (GASP)), die heute in den Art. 42 ff. EU ihre
Regelung gefunden hat.

n Die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres (heute in Art. 67 ff. AEU
unter der Überschrift „Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ gere-
gelt), die ohne ausdrückliche vertragliche Institutionalisierung bereits vor dem Uni-
onsvertrag von Maastricht begonnen wurde, befasst sich vor allem mit der Auslän-
der- und Asylpolitik sowie der polizeilichen Zusammenarbeit auf einzelnen Gebieten
der Schwerkriminalität durch die Gründung von „Europol“.8 

10 Durch den Vertrag über die Europäische Union wurden diese selbst und, da sie integra-
ler Bestandteil der Union sind, auch die Europäischen Gemeinschaften verpflichtet, die
Strukturprinzipien der Demokratie und Rechtsstaatlichkeit (heute Art. 2 EU), des Fö-
deralismus (auch heute Art. 1 Abs. 2 EU) und der Subsidiarität (heute Art. 5 Abs. 1 EU)
zu achten.

Diese Strukturprinzipien wurden vom deutschen Verfassungsgeber durch die im Zuge
der Ratifizierung der Maastrichter Verträge erfolgte Neufassung des Art. 23 Abs. 1 GG
aufgegriffen. Durch Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG werden die zuständigen Organe der Bundes-

7 Dazu Ress JuS 1992, 985, 986.
8 Ausführlich Akmann JA 1994, 49.

EuropaR.fm  Seite 4  Montag, 28. Januar 2013  11:22 11



A. Gründung und Entwicklung der Europäischen Union

5

1. Abschnitt

republik Deutschland zur Förderung einer Europäischen Union, die „demokratischen,
rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsi-
diarität verpflichtet ist“, aufgefordert. 

Insbesondere die Wahrung des Demokratiegebots bei der Entwicklung der europäi-
schen Einigung war Gegenstand der gegen das Zustimmungsgesetz zum Vertrag über
die Europäische Union gerichteten Verfassungsbeschwerden. Im „Maastricht-Urteil“9

hat das BVerfG eine ausreichende vom Volk ausgehende demokratische Legitimation
auch innerhalb der Europäischen Union als gegeben angesehen. Insoweit verzichtet
das BVerfG auf eine demokratische Legitimation innerhalb des Staatenbundes in glei-
cher Form wie z.B. in der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland. Das BVerfG hält
eine doppelgleisige Legitimation für ausreichend, zum einen über die nationalen Parla-
mente und zum anderen über das von den Völkern gewählte Europäische Parlament.10

Dem Europäischen Parlament ordnet das BVerfG im Maastricht-Urteil „noch“ eine stüt-
zende Funktion zu, dessen Rechte aber vertieft werden müssen, wenn Aufgaben und
Befugnisse des europäischen Staatenbundes, der Europäischen Union, vermehrt wer-
den.11

Die Begründung der Europäischen Union stellte damit eine verfassungsrechtlich zuläs-
sige Fortentwicklung und maßgebliche Vertiefung der europäischen Integration dar. 

III. Amsterdamer Vertrag

11Der am 01.05.1999 nach Ratifikation in allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaften in
Kraft getretene Amsterdamer Vertrag hat punktuelle Änderungen der Gemeinschafts-
verträge, die zum Teil schon im Maastrichter Vertrag angelegt waren, umgesetzt.

In redaktioneller Hinsicht hat der Amsterdamer Vertrag in den Gemeinschaftsverträgen
„aufgeräumt“. Überholte Regelungen mit Vorgaben, deren Ziele zwischenzeitlich er-
reicht wurden (z.B. im Bereich der Zollunion), wurden gestrichen. Außerdem erfolgte
eine durchlaufende Neunummerierung des Unionsvertrags und des EG-Vertrags.12

IV. Vertrag von Nizza

12Im Dezember 2000 wurde von den Staats- und Regierungschefs auf der Konferenz von
Nizza ein Vertrag ausgehandelt, der vor allem der Abarbeitung der sog. „Left-overs“
von Amsterdam zur Vorbereitung der EU auf die bevorstehenden Beitritte diente. Der
Vertrag wurde am 26.02.2001 feierlich unterzeichnet. Nachdem Irland im zweiten An-
lauf durch Volksentscheid als letzter Mitgliedstaat dem Vertrag von Nizza zugestimmt
und die Vertragsurkunde am 18.12.2002 hinterlegt hatte, trat er am 01.02.2003 in Kraft.

9 BVerfG, Urt. v. 12.10.1993 – 2 BvR 2134/92, NJW 1993, 3047.
10 BVerfG, Urt. v. 12.10.1993 – 2 BvR 2134/92, NJW 1993, 3047, 3051; Streinz EuZW 1994, 329, 332.
11 BVerfG, Urt. v. 12.10.1993 – 2 BvR 2134/92, NJW 1993, 3047, 3051; Streinz EuZW 1994, 329, 332; einschränkend Götz JZ

1993, 1081, 1082, der darin keine Forderung des BVerfG sieht; zu weiteren Elementen der Entscheidung des BVerfG
s. 10. Abschnitt Rdnr. 434 ff.; zu Art. 23 GG: s. 10. Abschnitt Rdnr. 409 ff.

12 Zum Amsterdamer Vertrag: Streinz Jura 1998, 57; Lecheler JuS 1998, 392; Kenntner NJW 1998, 2871; Hilf/Pache NJW
1998, 705.
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n Die Änderungen betrafen insbesondere die Zusammensetzung und Funktions-
weise der Organe. Insbesondere konnte ab dem Jahr 2005 nach Nizza jedes Land
nur noch einen Kommissar stellen, d.h., die fünf großen Mitgliedstaaten verzichteten
auf ein bis dahin zugestandenes zweites Mitglied. Entscheidende Umgestaltungen
ergaben sich auch bei den Gerichten der Gemeinschaft. Zudem wurde die Zahl der
Mehrheitsbeschlüsse im Rat ausgedehnt. Das Einstimmigkeitsprinzip galt aber vor
allem weiter für die Bereiche Steuern und Soziales, Asyl, Visum und Aufenthalt. Die
Stimmgewichtung im Rat wurde ebenfalls neu geregelt.

n Besondere Aufmerksamkeit erfuhr die feierliche Proklamation der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union am 07.12.2000 anlässlich des Gipfels von Nizza. Als
außerordentlich erfolgreich für die Entwicklung der gemeinsamen Grundrechts-
charta hat sich dabei das erstmals angewandte „Konventsverfahren“ erwiesen, in
dem Regierungsbeauftragte der Mitgliedstaaten, Mitglieder des Europäischen Parla-
ments und der nationalen Parlamente sowie ein Mitglied der Kommission zur Bera-
tung zusammengeführt wurden.13

V. Der Europäische Verfassungsvertrag

13 Der Gipfel von Laeken am 15./16. Dezember 2001 hat mit der erneuten Einberufung ei-
nes Konvents unter der Führung des ehemaligen französischen Präsidenten Giscard
d’Estaing die Weichen für eine europäische Verfassung gestellt, in der die Defizite der
bisherigen Vertragsänderungen ihre Aufbereitung erfahren sollten. Der Verfassungs-
entwurf scheiterte zunächst auf dem EU-Verfassungsgipfel in Brüssel am 13.12.2003 an
den Stimmen Spaniens und Polens. Erst auf ihrer Tagung am 17./18. Juni 2004 konnten
sich schließlich die Staats- und Regierungschefs der (seit dem 01.05.2004) 25 Mitglied-
staaten auf die endgültige Fassung des Vertragsentwurfs einigen. Zum 1. November
2006 sollte der Verfassungsvertrag soweit sein. Am 29. Mai und 1. Juni 2005 scheiterten
dann aber die über die EU-Verfassung in Frankreich und den Niederlanden abgehalte-
nen Volksabstimmungen.

Infolge der im Jahr 2005 bei der Ratifizierung des Verfassungsvertrags aufgetretenen
Probleme leitete die Union eine Phase des Nachdenkens über künftige Reformen ein.
Dies führte dazu, dass der Europäische Rat im Juni 2006 den künftigen deutschen Vor-
sitz ersucht hat, einen Bericht über das weitere Vorgehen zu erstellen.

Auf der Grundlage dieses Berichts und der Arbeit des deutschen Vorsitzes konnte der
Europäische Rat auf seiner Tagung vom 21. bis 22. Juni 2007 beschließen, eine Re-
gierungskonferenz einzuberufen, um einen „Reformvertrag“ zur Änderung der beste-
henden Verträge auszuarbeiten, damit die Effizienz und die demokratische Legitimität
der erweiterten Union sowie die Kohärenz ihres auswärtigen Handelns erhöht werden
können.14 

13 Zum Vertrag von Nizza: Pache/Schorkopf NJW 2001, 1377; Wiedemann, JuS 2001, 846; Borchmann EuZW 2001, 170; spe-
ziell zur künftigen Gerichtsbarkeit nach Nizza: Sack EuZW 2001, 77; zur Charta der Grundrechte: Calliess EuZW 2001, 261.

14 Einzelheiten zu dem detaillierten Mandat, das vom Europäischen Rat vereinbart worden war: http://register.consilium.
europa.eu/pdf/de/07st11/st11218.de07.pdf.
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Übersicht zur Entwicklung der europäischen Einigung bis zum Vertrag von Lissabon:

VI. EU-Reformvertrag

14Nach den Verträgen von Maastricht (1992), Amsterdam (1997) und Nizza (2001) liefert
nun der neue Vertrag von Lissabon, der „Vertrag zur Reform der Europäischen Uni-
on“, anstelle des gescheiterten Verfassungsvertrags (2004) die rechtlichen Grundlagen
für die EU. Die europäischen Staats- und Regierungschefs führten in Portugal die nötige
politische Einigung am 19.10.2007 herbei. Nach Vorliegen der endgültigen Texte wur-
den die Verträge am 13.12.2007 von den Staats- und Regierungschefs in Lissabon feier-
lich unterzeichnet.15 Vor allem die in Irland erforderliche Volksabstimmung hatte das
endgültige Inkrafttreten des Vertrags am 01.01.2009 noch einmal erheblich verzögert. 
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15 Einzelheiten bei Fischer, Der Vertrag von Lissabon, S. 47 ff.
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1. Gliederung des Reformvertrags

15 Zählt man die Artikel der Schlussbestimmungen nicht mit, besteht der Reformvertrag
letztlich nur aus zwei Artikeln:

In Art. 1 des Reformvertrags sind die Änderungen des EU-Vertrags enthalten, der in
sechs Titel untergliedert ist.

n Titel I: Gemeinsame Bestimmungen

n Titel II: Bestimmungen über die demokratischen Grundsätze

n Titel III: Bestimmungen über die Organe

n Titel IV: Bestimmungen über eine verstärkte Zusammenarbeit

n Titel V: Allgemeine Bestimmungen über das auswärtige Handeln der Union und be-
sondere Bestimmungen über die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

n Titel VI: Schlussbestimmungen

In Art. 2 des Reformvertrags finden sich die Änderungen des EG-Vertrags, der nun
„Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union“ (AEU) heißt.

n Erster Teil: Grundsätze

n Zweiter Teil: Nichtdiskriminierung und Unionsbürgerschaft

n Dritter Teil: Die internen Politiken und Maßnahmen der Union

n Vierter Teil: Die Assoziierung der überseeischen Länder und Hoheitsgebiete

n Fünfter Teil: Das auswärtige Handeln der Union

n Sechster Teil: Institutionelle Bestimmungen und Finanzvorschriften

n Siebter Teil: Allgemeine und Schlussbestimmungen

Die Grundlage der Europäischen Union ist damit durch zwei Verträge geregelt, Art. 1
Abs. 3 S. 1 EU und Art. 1 Abs. 2 S. 1 AEU. Obwohl der Unionsvertrag dabei tendenziell
eher Grundsätzliches und der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union
tendenziell eher die weiteren Konkretisierungen dazu regelt, haben „die Verträge“ den
gleichen rechtlichen Stellenwert, Art. 1 Abs. 3 S. 2 EU und Art. 1 Abs. 2 S. 2 AEU.

2. Begriffliches

16 Konsequent ist durch die Neuregelung die zumindest in der Praxis spürbare Verwirrung
hinsichtlich der Unterscheidung zwischen Europäischer Union und Europäischer Ge-
meinschaft(en) sowie dem Recht der Union und dem der Gemeinschaft(en) beendet.
Die Europäische Union ist an die Stelle der Europäischen Gemeinschaft getreten,
deren Rechtsnachfolgerin sie ist, Art. 1 Abs. 3 S. 3 EU. Damit erhält die Union eine eigene
Rechtspersönlichkeit. Anstelle von „Gemeinschaft“ oder „Europäische Gemeinschaft“ ist
nun nur noch von „Union“ oder „Europäischer Union“ die Rede.
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3. Institutionelle Änderungen

17Nach Art. 13 Abs. 1 EU zählt die Union sieben Institutionen: das Europäische Parlament,
den Europäischen Rat, den Rat, die Europäische Kommission (im Folgenden „Kommissi-
on“), den Gerichtshof der Europäischen Union, die Europäische Zentralbank und den
Rechnungshof.

Die institutionelle Struktur gründet sich weiter auf das Dreieck Kommission, Rat und
Parlament. Durch den Vertrag von Lissabon wurden jedoch bestimmte neue Elemente
eingeführt, die die Effizienz, Stimmigkeit und Transparenz der Institutionen verbessern
sollen:

18Das Europäische Parlament hat stärkere Mitentscheidungsrechte vor allem dadurch
erhalten, dass das „ordentliche Gesetzgebungsverfahren“ nach Art. 294 AEU (früher
„Mitentscheidungsverfahren“) nun zum Regelfall gemacht wurde. Europäisches Parla-
ment und Rat nehmen insoweit gleichberechtigt das Gesetzgebungsrecht wahr. Das
Europäische Parlament entscheidet nach Lissabon auch gleichberechtigt mit dem Rat
über den EU-Haushalt und hat seitdem Mitspracherechte in den wichtigen Fragen der
Justizzusammenarbeit, der inneren Sicherheit und der illegalen Einwanderung.

Das Parlament soll mit der nächsten Legislaturperiode, also nach der Europawahl 2014
751 Abgeordnete (750 und der Präsident) umfassen. Wegen eines Kompromisses mit
Italien (ein Sitz mehr als im ursprünglichen Entwurf vorgesehen) soll der Parlaments-
präsident sein Stimmrecht, das er bereits jetzt in der Praxis ruhen ließ, verlieren (vgl.
Art. 14 Abs. 2 S. 2 EU). Eine Regelung, die trotz der bisherigen Praxis wohl zu überprüfen
ist, handelt es sich doch insoweit um einen gewählten Abgeordneten, dem die Aus-
übung seines Mandats auf diese Weise zwingend verboten wird. Mit Blick auf das Demo-
kratieprinzip ist dies ein eigentlich nicht hinnehmbarer Zustand.

Noch problematischer erscheint der Umstand, dass die Aufteilung der Sitze zwischen
den Mitgliedstaaten nach Art. 14 Abs. 2 S. 3 EU dem Grundsatz der „degressiven Pro-
portionalität“ folgt. Dabei werden nach S. 3 den kleinen Mitgliedstaaten mindestens
sechs Abgeordnete zugestanden, während größere Mitgliedstaaten nach S. 4 höchs-
tens 96 Abgeordnete entsenden dürfen. Der Wahlgrundsatz der Stimmgleichheit ist da-
mit offensichtlich verletzt. In seiner Lissabon-Entscheidung hat das BVerfG insoweit be-
reits von einem strukturellen Demokratiedefizit gesprochen und sich daraus erge-
bende Konsequenzen benannt.16

19Der früher eher als politisches Gremium geführte Europäische Rat („EU-Gipfel“) ist nach
Lissabon in den institutionellen Rahmen der Union eingegliedert. Der Präsident des
Europäischen Rates wird nach Art. 15 Abs. 5 S. 1 EU auf zweieinhalb Jahre gewählt. Die
Wiederwahl ist einmal möglich. Der Präsident darf kein einzelstaatliches Amt ausüben.
Das Rotationsprinzip mit halbjährigem Wechsel der Staats- und Regierungschefs der
Mitgliedstaaten an der Spitze des Europäischen Rates hat damit sein Ende gefunden.

20Die halbjährige Rotation der Ratspräsidentschaft im Rat hat sich durch den Vertrag von
Lissabon nicht geändert. Ein hoher Vertreter für die Außen- und Sicherheitspolitik

16 BVerfG, Urt. v. 30.06.2009 – 2 BvE 2/08, u.a., NJW 2009, 2267.

EuropaR.fm  Seite 9  Montag, 28. Januar 2013  11:22 11



Entwicklung des europäischen Einigungsprozesses

10

1. Abschnitt

soll aber nach Art. 18 Abs. 3 EU den Vorsitz im „Rat für Auswärtige Angelegenheiten“
führen. Er ist gemäß Art. 18 Abs. 3 EU gleichzeitig als Vizepräsident der Kommission für
die Außenpolitik zuständig. Die Zuständigkeiten des EU-Außenkommissars und des EU-
Außenbeauftragten sind damit zusammengeführt. EU-Beschlüsse werden dadurch er-
leichtert, dass künftig in der Regel mit qualifizierter Mehrheit entschieden werden kann.
Nur in sensiblen Gebieten, wie der Außen-, Steuer- und Sozialpolitik, gilt weiter das Ein-
stimmigkeitsprinzip. Mehrheitsentscheidungen mit der „doppelten Mehrheit“ werden
ab 2014 eingeführt. Das Prinzip der „doppelten Mehrheit“ berücksichtigt die Gleich-
heit der Staaten und die Gleichheit der Bürger. Beschlüsse erfordern danach grundsätz-
lich eine Mehrheit von 55% der Mitgliedsländer, die gleichzeitig mindestens 65% der
Bevölkerung repräsentieren müssen.

21 Verkleinert wurde die Kommission. Die Zahl der Kommissare wird ab 2014 auf zwei
Drittel der Zahl der Mitgliedstaaten verringert (bei 27 Mitgliedstaaten also auf 18 Kom-
missare). Die Kommission muss nach dem Reformvertrag künftig ihre Gesetzesvorschlä-
ge überprüfen und stichhaltig begründen, wenn dies mehr als die Hälfte der Mitglied-
staaten verlangt.

Der Kommissionspräsident wird durch das Europäische Parlament gewählt. Er kann
nun nach Art. 17 Abs. 6 UAbs. 2 EU einzelne Mitglieder auffordern, ihr Amt niederzulegen.

22 Der „Gerichtshof der Europäischen Union“ umfasst in der Fassung der Verträge nach
Lissabon den „Gerichtshof“, das „Gericht“ und die „Fachgerichte“. Begrifflich unter-
scheidbar sind damit die Bezeichnung des Rechtswegs zur europäischen Gerichtsbar-
keit (= Gerichtshof der Europäischen Union) und die sachliche Zuständigkeit des EuGH
(= Gerichtshof). Ersetzt wird die historisch überholte Bezeichnung „Gericht erster Ins-
tanz“ durch die Bezeichnung „Gericht“. Die „gerichtlichen Kammern“ sollen künftig zu-
treffend als „Fachgerichte“ bezeichnet werden.

4. Mitspracherecht nationaler Parlamente

23 Die nationalen Parlamente müssen nach Lissabon acht statt bisher sechs Wochen vor ei-
nem geplanten Rechtsakt der EU informiert werden und können einen Einspruch erhe-
ben, wenn sie nationale Zuständigkeiten gefährdet sehen. Damit wird insbesondere das
Subsidiaritätsprinzip gestärkt.

5. Bürgerbegehren

24 Mit mindestens einer Million Unterschriften können Bürger die EU-Kommission auffor-
dern, Gesetzesvorschläge zu machen. Verpflichten können sie die Kommission dazu al-
lerdings nicht.

6. Grundrechte-Charta

25 Die Grundrechte-Charta wird durch einen verweisenden Artikel (Art. 6 Abs. 1 EU) ver-
bindlich. Für Großbritannien und auch Polen bleibt nach dem „Protokoll über die An-
wendung der Charta der Grundrechte der Europäischen Union auf Polen und das Verei-
nigte Königreich“ die Grundrechte-Charta unverbindlich.
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